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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 
(Anhebung der beamtenrechtlichen Altersgrenzen, Landesbeamtenversorgungsgesetz, Besol-
dungsanpassung, Jahressonderzahlung) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
wir nehmen Bezug auf unser E-Mail-Rundschreiben vom 4. April 2017, mit dem wir den Re-
ferentenentwurf für ein Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften übersandt und 
erste Hinweise zu den Inhalten gegeben sowie um Stellungnahme gebeten hatten.  
 
Nunmehr hat die Landesregierung den Gesetzentwurf in ihrer Sitzung am 11. 7. 2017 be-
schlossen und zur Anhörung freigegeben. Der Gesetzentwurf einschließlich Begründung ist 
beigefügt. Der Kabinettentwurf entspricht nahezu vollständig dem o. g. Referentenentwurf.  
 
Im Einzelnen:  
 
Im Landesbeamtengesetz (Art. 1) sind neben der schrittweisen Anhebung der Regelalters-
grenze auf 67 Jahre und der Altersgrenze für Beamte im feuerwehrtechnischen Einsatzdienst 
auf 61 bzw. 62 Jahre insbesondere folgende Regelungen neu aufgenommen worden:  
 
 Einstellungsaltersgrenzen (§§ 8 a und 28), 
 Pflegezeit (§ 65) und Familienpflegezeit (§ 65 a), 
 Beurlaubungsmöglichkeiten zum Erwerb einer Laufbahnbefähigung (§ 67 a) sowie 
 Regelungen zur Wiedereingliederung (§ 70).  
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Art. 2 enthält das Landesbeamtenversorgungsgesetz in Sachsen-Anhalt. Damit sollen alle ver-
sorgungsrechtlichen Regelungen in einem einheitlichen Gesetz zusammengefasst werden.  
 
Mit den Änderungen im Landesbesoldungsgesetz (Art. 4) soll das Tarifergebnis für den öf-
fentlichen Dienst der Länder vom 17. 2. 2017 auf die Besoldung der Beamten und die Versor-
gung der Versorgungsempfänger zeit- und inhaltsgleich übertragen werden.  
 
Dazu sollen die Dienst- und Versorgungsbezüge 
 
 rückwirkend zum 1. 1. 2017 um 2 v. H. (mindestens aber 75 Euro) und 
 zum 1. 1. 2018 um weitere 2,35 v. H.  

 
erhöht werden.  
 
Darüber hinaus wird die Jahressonderzahlung (wieder) eingeführt. Sie beträgt 3 % des Grund-
gehaltes im Monat Dezember, jedoch mindestens 
 
 600 Euro für die Besoldungsgruppen A 4 bis A 8, 
 400 Euro für die übrigen Besoldungsgruppen sowie 
 200 Euro für Anwärter.  

 
Weitere Änderungen betreffen die Übertragung auf den Versorgungsbereich (Art. 5), die Er-
schwerniszulagen (Art. 6), die Mehrarbeitsvergütung (Art. 7) und Folgeänderungen, die ins-
besondere durch die Anpassung an die neuen Altersgrenzen und die Einführung eines Landes-
beamtenversorgungsgesetzes notwendig werden (Art. 11).  
 
Das Präsidium hat sich in seiner 174. Sitzung am 5. Mai 2017 mit dem Gesetzentwurf befasst. 
Grundsätzliche Bedenken bestehen nicht. Zu begrüßen ist, dass weitere Maßnahmen eingelei-
tet werden sollen, um die Attraktivität des Beamtenberufs in Sachsen-Anhalt zu steigern. Kri-
tisch ist jedoch zu sehen, dass mit dem Gesetzentwurf in bereits abgeschlossene Altersteilzeit-
vereinbarungen eingegriffen werden soll, soweit sich der Beamte noch nicht in der Freistel-
lungsphase der Altersteilzeit befindet. Außerdem gelingt es mit dem Gesetzentwurf noch im-
mer nicht, die Versorgungslücke der kommunalen Wahlbeamten der „1. Stunde“ vollständig 
zu schließen.  
 
Sofern aus Ihrer Sicht Anregungen, Hinweise oder Bedenken vorzutragen sind, bitten wir 
unter Berücksichtigung der uns für die Stellungnahme eingeräumten Frist, um Mitteilung bis 
zum 
 

28. Juli 2017. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Heiko Liebenehm 
Erster Beigeordneter       Anlagen 
 


